Stellungnahme zum polnischen Energieprogramm (Atomkraft)

Zum Umweltbericht für das polnische Energieprogramm

Diese Stellungnahme zum Umweltbericht Polens zu dessen Kernenergieprogramm kann nicht umfassend sein. Argumente der Atomkraft-Befürworter sind nicht zwingend korrekt, wenn sie in diesem Dokument unwidersprochen bleiben.

*

Das Bestreben zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes der polnischen Energiebranche (durch Kohlekraftwerke) wird nicht mit umwelt-, sondern monetären und wirtschaftlichen Aspekten begründet. Erneuerbare Energien werden ebenfalls mit monetären Argumenten sowie mit dem ,Argument der mangelnden Eignung zur bedarfsorientierten Energieerzeugung als ungeeignet betrachtet. Ebenfalls werden – die Gefahren der Atomkraft relativierende – Auswirkungen der Erneuerbaren Energien auf die Umwelt erwähnt. Bei der Gefahrenbetrachtung durch Havarien ist von der nichtmenschlichen Umgebung nicht mehr die Rede, obwohl auch diese dann immer in Mitleidenschaft gezogen wird.

Es mangelt an Transparenz über die Zusammensetzung der Expertengruppen, die Auftraggeber und –nehmer für die Studie. Das heißt nicht, dass einige nicht benannt wären. In einem Land, dessen politische Vertreter zu 99,26 % Kernenergie befürworten, darf Zweifel an der Objektivität und der Auswahl der Experten bestehen.

Der Studie mangelt es nach eigener, verklausulierter Auskunft an vielen relevanten Daten, siehe die Tabelle auf Seite 1-5 und 1-6 und die Auskünfte auf Seite 1-9. Man ist sich aber der Gefahr der Radioaktivität bewusst. Jedoch wird das Gefährdungspotenzial durch schwerwiegende Havarien verharmlost. Schon bei den vorangegangenen Reaktorgenerationen wurde die Bevölkerung damit beruhigt, dass ernste Havarien nur alle ( 1 Million Jahre oder ( 100.000 Jahre auftreten könnten. Angesichts der Havarien im Atomsektor, die die Welt in nicht einmal einem Jahrhundert Betrieb bereits erleben musste, ist ein Zweifel an der neuerlichen Prognose zum Auftreten von Havarien von wieder 1 Million Jahren bzw. 100.000 Jahren, siehe die Seiten 1-27, 1-32, angebracht. Es ist anzunehmen, dass diese einfachen und runden Zahlen mangels tatsächlicher Aussagemöglichkeit über derlei Havarien ins Blaue hinein geschätzt sind.

Hinsichtlich „kleine[r] Emissionen von Spaltprodukten im normalen Betrieb“ und ihrer Unbedenklichmachung z. B. durch das Einfügen des Wortes „unbedeutend“, siehe Seiten 1-27 ff., sind während des Atomzeitalters kritische Studien namhafter Wissenschaftler entstanden, beispielsweise 2010 die Studie „Is the human sex odds at birth distorted in the vicinity of nuclear facilities (NF)? A preliminary geo-spatial-temporal approach“ von Ralf Kusmierz von der Universität Bremen und Kristina Voigt sowie Hagen Scherb vom Institut für Biomathematik und Biometrie der Helmholtz-Gemeinschaft in München. Betrachtet man diese Studien, sind Zweifel an der polnischen Auslegung des Gefahrenpotenzials angebracht.

Die von Polen angestrebte Technologie ist nicht nachhaltig, sondern ausbeutend. Auf Seite 1-37 wird festgestellt, dass die aktuell bekannten Uranvorkommen für die nächsten 100 Jahre reichen werden. Zu dieser Ausbeutung natürlicher Ressourcen kommt der Umstand, dass für dann ca. 150 Jahre Atomwirtschaft den nachfolgenden rund 40.000 Menschengenerationen ein Erbe aufgebürdet wird, welches im diametralen Kontrast zu den geringen Fortschritten steht, die in der Zeit des Uranverbrauchs zu verzeichnen sind. Da Polen aktuell keine eigenen, den Bedarf deckenden Uranvorkommen ausmachen kann, führt der Betrieb polnischer Atomkraftwerke unweigerlich dazu, dass die atomare Gefahr nach Polen im- und aus Polen exportiert wird. Dies kann auch gänzlich Unbeteiligte betreffen. Polen sollte dabei auch vollumfänglich Veranwortung übernehmen für den Abbau des Rohstoffs im Namen des Landes. Ein Konzept dafür ist aus den Ausführungen jedoch nicht zu ersehen. Eine gewisse Ignoranz hinsichtlich dieser Thematik, die sich in Sätzen äußert wie: „Darüber hinaus wird es sich um Auswirkungen handeln, die außerhalb der polnischen Grenzen vorkommen.“ darf nicht unkommentiert bleiben! Die Notwendigkeit der Übernahme von Verantwortung betrifft auch den Betrieb der geplanten Brennstoffproduktion, die nach Polens Auskunft ebenfalls im Ausland stattfinden soll, von woher dann die notwendigen Brennstoffe importiert werden, siehe Seite 1-38. Die als möglich betrachtete Wiederaufbereitung abgebrannten Brennmaterials, siehe Seite 1-38, erfordert erneute, in diesem Fall mit höherem Risiko behaftete Transporte, ebenfalls werden dabei Risiken für Unbeteiligte von Polen in Kauf genommen. Darüber hinaus wird beim erwähnten Recycling weit weniger Material erneut verwendet, als Kraftwerksbetreiber glauben machen.

Nicht erkennbar ist ein Konzept zum Umgang mit endgültigem atomaren Abfall. Die Erfahrungen in vielen Ländern zeigen, dass diese Problem nicht durch simples Vergraben auf Deponien gelöst werden kann, wie es Polen auf Seite 1-38 erwähnt: „Der nächste Schritt ist die Vergrabung des ausgebrannten Brennstoffs auf einer Deponie in den geologischen Formationen.“ Die interdisziplinären Diskussionen um das finnische Atommüll-Endlager Onkalo zeigen die mannigfaltigen Probleme auf, die in diesem Bereich existieren. Der Export dieser Probleme in andere Länder, wie er auf Seite 1-39 angedeutet ist, ist entschieden abzulehnen! Auch „mehrere physikalische Barrieren“ zur Verhinderung des Austretens von Radioaktivität begegnen nicht allen Problemen der Zukunft.

Es mangelt an einer umfangreichen Analyse des zugegebenermaßen komplexen Themenbereichs. Die Entsorgung der radioaktiven Abfälle ist integraler Bestandteil der Technologie und VOR dessen Erzeugung MUSS ein unanfechtbares Konzept dafür ausgearbeitet und bekannt sein. Polen scheint sich der Problematik um den Atommüll bewusst zu sein, und vermutlich deswegen wird folgendermaßen gehandelt: „Der Entsorgungsplan für radioaktive Abfälle wird als ein separates Dokument ausgearbeitet und er sollte durch den Ministerrat im Jahre 2011 freigegeben werden, nachdem das Polnische Kernenergieprogramm angenommen wird.“, siehe Seite 1-39.

Es ist kein Konzept zum Ausgleich der mit der Errichtung der Nuklearanlagen und Infrastruktur verbundenen Veränderungen von Fauna und Flora erkennbar, z. B. Aufforstungen aufgrund von Rodung.

Polen ist sich bewusst, dass sowohl der Aufbau und Abbau der geplanten kerntechnischen Anlagen als auch ihr Betrieb negative Auswirkungen für Fauna und Flora aufweisen können. Die Komplexität und Menge dieser Auswirkungen werden von Polen in Kauf genommen für ein paar Jahre Atomstrom.

Ebenfalls in Kauf genommen werden die Risiken für die Mitarbeiter der geplanten kerntechnischen Anlagen und ggf. deren Familien, z. B. bei Revisionen der Anlagen.

Auf Seite 1-49 wird das Entstehen zusätzlicher Arbeitsplätze als Auswirkung genannt. Eine konkrete Kalkulation und ein Vergleich zu anderen möglichen Wegen in der Entwicklung des polnischen Energiesektors ist nicht auszumachen. Entsprechend muss kritisch hinterfragt werden, wie viele Arbeitsplätze netto entstehen durch die Umwandlung eines Teils der Energieerzeugung vom Kohle- auf Kernkraft, was generell noch zu belegen wäre.

Der geplante und in Atomkraftwerken wohl unabdingbare Einsatz von Chemikalien zur Aufbereitung des Wassers wird sich negativ auf die Gewässer auswirken, denen dieses Wasser wieder zugeführt wird. Darüber hinaus ist die Erzeugung, Lagerung, der Transport und Einsatz der Mittel für die Mitarbeiter ein erhöhtes Risiko.

Hinsichtlich der Auswirkungen von Störungen auf Oberflächenwasser ist folgender Fall nicht eindeutig bedacht: Niedrige Pegelstände in Seen und Flüssen und die Auswirkung des Kühlwassers im laufenden Betrieb auf diese Gewässer. Gleiches gilt für die unterirdischen Gewässer.

Bei der Stilllegung der Anlagen ist folgender Fall hinsichtlich des Oberflächenwassers nicht eindeutig bedacht: Staubbelastung, Reststoffbelastung bei Ausspülung z. B. durch Regen. Ferner ist nicht ersichtlich, inwieweit der Schutz vor Überflutung und damit Austragung von Stoffen in die Umwelt auch im Zuge der Stilllegung gegeben ist. Gleiches gilt für die unterirdischen Gewässer sowie für den Fall der Errichtung der Anlagen.

Hinsichtlich der Auswirkungen von Störfällen auf die natürllichen Vorräte wurde nicht erwähnt, dass bei seltenen Störfällen ein Mehrbedarf an chemischen und anderen Mitteln zu Bekämpfung der Auswirkungen notwendig ist, was eine erweiterte Belastung der Umwelt mit sich führt. Ebenfalls nicht erwähnt wurde die Möglichkeit, dass durch übermäßig verstrahlte Umgebung ggf. in der Umgebung lagernde oberirdische aber auch unterirdische Rohstoffe nur noch mit erhöhtem Risiko gefördert werden könnten. (Die später folgenden Standortanaylsen ergeben, das – bis jetzt – keine verwertbaren Vorkommen an den geplanten Stellen ausgemacht wurden.)

Bei der Auswirkung von Störfällen auf Denkmäler wurde nicht erwähnt, dass bei seltenen Störfällen diese ggf. nur mit erhöhtem Risiko oder gar nicht zu besuchen und zu pflegen sind.

Auf Seite 1-60 wird erwähnt: „In der Zusammenfassung der Bearbeitung wurde festgestellt, dass keine Beispiele dafür gefunden wurden, die davon zeugen, dass sich die Errichtung eines Kernkraftwerks auf den touristischen Verkehr in der jeweiligen Ortschaft negativ auswirkt.“ – dies betrachtet den Themenkomplex jedoch nur unzureichend, da die Kernkraft nicht allein nur mit Atomkraftwerken funktioniert, sondern weitere Einrichtungen notwendig sind. Hinsichtlich solcher Einrichtungen kennt Deutschland das Beispiel Lubmin mit dem ehemaligen Atomkraftwerk „VE Kombinat Kernkraftwerke 'Bruno Leuschner' Greifswald“, sowie dem „Zwischenlager Nord (ZLN)“, welches das Engagement der im Wesentlichen auf den Tourismus angewiesenen Gemeinde Lubmin (Seebad) zeigt, möglichst mit den Vorgängen auf dem Gelände der Energiewerke Nord GmbH namentlich nicht in Verbindung gebracht zu werden – jedoch vergeblich.

Eindeutig widerspricht die Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland dem tendenziösen Eindruck, der aus Mund Polens von den Protesten hergestellt werden soll. Auf den Seiten 1-61 und 5-412 heißt es: „Vor diesem Hintergrund hebt sich die Gruppe aus der Anti-Atom-Initiative hervor, die sich mit antinuklearen Protesten in Deutschland identifiziert, wo es regelmäßig zu blutigen Auseinandersetzungen der Polizei mit den Teilnehmern der Manifeste in Städten oder mit Gruppen, die die Durchfahrt von den die Kernkraftwerke versorgenden Lieferungen blockieren, kommt.“ Wir stellen klar: Die Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland hat seit jeher den Anspruch, gewaltfrei zu agieren und entsprechend werden Proteste auch durchgeführt. Die Wurzeln der Anti-Atomkraft-Bewegung sind u. a. in den friedlichen Protesten der 1950er Jahre gegen Kernwaffen und damit gegen kriegerische Auseinandersetzungen zu finden. Blutige Auseinandersetzungen hätten diese Proteste konterkariert und würden das auch heutzutage tun. Daher sind sie nicht gewollt und werden vermieden.

Bei der Gegenüberstellung von Argumenten wird auf Seite 1-64 erwähnt: „Erst, wenn die Schadstoffe durch den Menschen getrunken werden, stellen sie eine Gefahr dar.“ Diese Annahme spiegelt die Gefahr des Austretens deponierter radioaktiver Stoffe nur unvollständig wieder. Auswaschungen im großten Maßstab sind bekannt von den in den Weltmeeren versenkten Atommüll-Fässern. Nachgewiesen werden konnte beispielsweise ein Anstieg des Plutoniumgehalts in Speisefischen, die ihrerseits radioaktiv belastete Nahrung zu sich nehmen, welche beipielsweise durch Filtrierung des Meerwassers radioaktive Stoffe aufnehmen. Analog besteht auch auf dem Land Gefahr für den Menschen durch radioaktive Verseuchung von Fauna und Flora, wenn kontaminiertes Wasser oder kontaminierte Nahrung aus dem Meer (z. B. Muscheln, Krebse, Fische, ...) in die Nahrungskette der Landtiere eingebracht wird.

Auf Seite 1-78 lautet es: „In den Analysen bezüglich der Anordnung der Windenergiezonen wurde nachgewiesen, dass in allen empfohlenen und Reservelokalisationen günstige und sehr günstige Bedingungen gegeben sind, was die Kumulation der potentiellen Schadstoffe verhindern wird.“ Das bedeutet, dass in Kauf genommen wird, dass Schadstoffe durch den Wind über weite Gebiete verteilt würden, dort ins Wasser, in Fauna und Flora eindrängen. Diese damit einhergehende unkontrollierbare Verteilung des Risikos auf große Gebiete hat man interantional durch das Verbot des Verklappens von Atommüllfässern in den Meeren mit guten Gründen gestoppt. Was eine Verteilung – jedoch ungewollt – für langfristige Auswirkungen hat, zeigt der katastrophale Tschernobyl-Unfall; noch heute sind in Tieren und Pflanzen im Bundesland Bayern der Bundesrepublik Deutschland erhöhte und stark erhöhte radioaktive Werte vorzufinden, denen als Grund eindeutig der benannte Unfall nachgewiesen ist. Es wird vom Verzehr dieser Pflanzen und Tiere abgeraten.

„Nur im Falle von Żarnowiec wurde sehr hohe Empfindlichkeit gegen die Grundwasserkontamination ermittelt.“ lautet es auf Seite 1-78. Und vielleicht dort soll das erste polnische Atomkraftwerk entstehen. Polen wird also wissentlich dieses Risiko eingehen. Dies spiegelt sich auch wieder in der Auswahl weiterer, ebenfalls grundwassergefährdeter Standorte – als Reservestandorte auf derselben Seite bezeichnet, und zwar: Kozienice, Wyszków, Pniewo, Pniewo-Krajnik und Dębogóra.

Ebenfalls bedenklich ist die Unbedenklichkeitserklärung hinsichtlich kultureller Güter und archäologischer Fundstätten in Kombination mit der Prognose über die Windenergiezonen. Der präferierte Standort Żarnowiec befindet sich unweit des Reservestandortes Lubiatowo-Kopalino für den es auf Seite 1-78 heißt: „Unter den empfohlenen Standorten müssen die Arbeiten nur in Lubiatowo – Kopalino unter archäologischer Aufsicht durchgeführt werden, da sich archäologische Fundstätten in der unmittelbaren Nähe befinden.“ Die beiden Standorte befinden sich in einem Abstand von etwa 15 km Luftlinie. Bei einem Unfall im potenziellen Atomkraftwerk in Żarnowiec wären bei entsprechenden Windverhältnissen u. a. die archäologischen Fundstätten in unmittelbarer Nähe von Lubiatowo-Kopalino von den Auswirkungen betroffen.

*

Auf Seite 2-100 wird erwähnt, dass zur „Festlegung [sic!] der voraussichtlich bedeutenden Auswirkungen, die mit der Durchführung des polnischen Kernenergieprogramms verbunden sind“ Monitoringdaten der angestrebten Atomkraftwerksklasse nicht verfügbar sind und entsprechend auch nicht eingeflossen sind. Stattdessen sind Monitoringdaten der vorherigen Atomkraftwerksklasse eingeflossen, da die angestrebte Klasse auf die Klasse aufbaue, von der Daten vorhanden sind. Und es sind Sicherheitsanalysen der Hersteller der Atomkraftwerke der angestrebten Klasse eingeflossen, die jedoch ihrerseits nicht vollständig sein können, wie auf Seite 2-101 bestätigt wird „Aus diesem Grund verfügte man in den durchgeführten Analysen über keine kompletten Daten, z.B. die Größe der Emissionen in Notsituationen wurden nicht vollständig dargestellt, man bestimmte aber die Dosisgrößen, die die Bevölkerung erhalten kann.“ Es verbleibt ein Restrisiko, dass durch die Modifizierung der Kraftwerke der vorhergehenden Klasse ins System eingebracht wird und das mangels Monitoringdatenabgleich und mangels vefügbarer Sicherheitsdaten nicht zweifelsfrei beseitigt werden kann. Entsprechend muss das Modell der Auswirkungen prognosehaftige, ggf. beschönigende Züge haben.

Erwähnt wid Folgendes auf Seite 2-101: „In Verbindung damit, dass es innerhalb dieser ganzen Zeit keine radiologische Havarie in zivilen Energiereaktoren (der 2. und 3. Generation) gab, die dazu führen würde, dass Mitarbeiter oder Anrainer ums Leben gekommen wären oder gesundheitliche Schäden erlitten, kann man auf Grundlage der historischen Daten keine statistischen durchschnittlichen Todesfälle pro Betriebsahr des Reaktors präsentieren - da keine solche Verluste gegeben waren.“ Sowohl der havarierte Reaktor in Tschernobyl als auch die havarierten Reaktoren in Fukushima sind 2.-Generation-Reaktoren, die bekanntermaßen zu schwersten Auswirkungen geführt haben!

Mangelndes Interesse an Öffentlichkeit haben die Reaktorherstellerfirmen, was zur Folge hat, dass Polen über sein Kernenergieprogramm die Öffentlichkeit nicht ausreichend unterrichten kann und mindestens in der aktuellen Phase auch nicht wird. Dies ist umso bedenklicher, da selbst durch einen an der Auswertung mitarbeitenden IAEA-Experten nicht alle Informationen erlangt werden konnten. Auf Seite 2-105 wird das deutlich in der Aussage: „In der Phase der vorläufigen Erwägungen bezüglich des Kernenergieprogramms im jeweiligen Land - in unserem Fall in Polen - ist der Verkäufer des Reaktors nicht dazu verpflichtet, die Fragen zu beantworten, die durch die unabhängigen Experten, die mit dem künftigen Vorhabensträger überhaupt nicht verbunden sind, gestellt werden - und solche Experten wurden gerade zur Durchführung der vorliegenden Studie ausgewählt. In dieser Situation war ein Teil der Informationen über die künftigen Reaktoren für das Expertenteam schwer verfügbar.“ Insofern kann die Öffentlichkeit auch nicht detailliert auf eventuelle Problemfelder eingehen und schon gar nicht auf damit verbundene Sicherheitsaspekte. Daher verwundert es nicht, das die polnischen Analysen nach eigener Auskunft bis dato zu zwei Dritteln – nämlich für zwei von drei der angebotenen Reaktoren – „weniger ausführlich“ ausfallen.

Auf Seite 2-106 wird erwähnt, dass es bis dato keine expliziten meteorologischen Untersuchungen für den Fall des Austritts radioaktiver Substanzen für die vorgeschlagenen Standorte gibt. Dieser Fehler kann auch nicht dadurch geheilt werden, dass „identische atmosphärischen Bedingungen für einen typischen Standort in Osteuropa“ gewählt wurden, denn unbeachtet bleiben lokale Unterschiede und mikro- und mesoklimatische Aspekte. Es sei in diesem Zuge die Behaptung Polens infrage gestellt, über den Ausbau regenerativer Energien ließe sich die benötigte Menge elektrischer Energie nicht gewinnen. 

*

Zulässige Grenzwerte zum Ausbringen radioaktiver Substanzen in die Umwelt und deren Unterschreitung, wie es auf den Seiten 3-118 ff. erwähnt wird, sind gegen Unbedenklichkeit nicht zwingend erhaben. Angesichts etwaiger Forchungsergebnisse zur radioaktiven Niedrigstrahlung sind Zweifel an der Schutzwirkung der Höhe aktueller Grenzwerte und auch ihrer Unterschreitung durchaus berechtigt.

Eine Verharmlosung der Gefahren von Störfällen wird auf Seite 3-142 offensichtlich, auf der es heißt: „Die weitestgehenden Folgen bei Wasserreaktoren hatte bisher die früher erwähnte Störung beim KKW Three Mile Island (TMI), bei dem der Reaktorkern vollständig zerstört wurde, sodass die Wiederaufnahme des Betriebs nicht mehr möglich war. Die Gesundheitsfolgen dieser Störung waren allerdings so gering, dass sie unberücksichtigt bleiben können.“ Die Studie „A reevaluation of cancer incidence near the Three Mile Island nuclear plant: the collision of evidence and assumptions” bleibt dabei entweder unbeachtet oder eine stellenweise mehr als 150 % erhöhte Krebshäufigkeit sechs Jahre nach dem Unfall auf der Lee-Seite des Kraftwerks wird von Polen als unproblematisch angesehen.

Die Behandlung der Thematik, wie sie im 3. Kapitel deutlich ist, wird der Problematik um die Atomenergie nicht gerecht. An unterschiedlichen Atomkatastrophen wird deutlich, dass über die Belastung der Menschheit mit durch die Katastrophen erzeugte Krebserkrankungen hinaus auch andere Beeinträchtigungen des Lebens stattfanden und weiterhin stattfinden, die offensichtlich weder beachtet noch überhaupt in Betracht gezogen werden. Beispielsweise ist der psychische Druck auf die Menschen enorm, der von dieser Technologie ausgeht. Darüber hinaus ist es zynisch, die Zahlen von Toten und Erkrankten ins Feld zu führen, um Sicherheit für Atomtechnologie vorzugaukeln.

*

Ebenfalls, z. B. im 4. Kapitel, wird Sicherheit vorgegaukelt, wenn davon die Rede, ist, dass beim Transport von Abfällen seit 60 Jahren niemand zu Schaden gekommen sei. Tatsächlich gab es z. B. in den USA beim Transport von Uranhexafluorid teils gravierende Zwischenfälle. Richtig ist, dass diese auf die Nichteinhaltung von Sicherheitsstandards zurückzuführen sind. Genau das ist aber „der Faktor Mensch“ und seine zu akzeptierenden Unzulänglichkeiten (er ist ja keine Maschine), die ihn Risiken für sich und seine Umwelt aussetzen. Entsprechend verschließt Polen mit der Annahme „wenn alles nach den Regeln befolgt wird, geht alles gut“ die Augen vor dem Risiko.

Auf Seite 4-276 wird geschrieben: „Länder, die den offenen Brennstoffzyklus verwenden, in dem der ausgebrannte Stoff in der unterirdischen Deponie für radioaktive Abfälle beseitigt wird, waren gezwungen, Methoden der Ablagerung von Abfällen zu bearbeiten, die deren Trennung von der Umwelt durch die sehr lange Zeit garantieren. Diese Aufgabe wurde erfolgreich in vielen Ländern gelöst.“ Von einer Lösung kann nicht die Rede sein, da für die Zukunft lediglich Prognosen erstellt werden können; der Blick in die Zukunft ist nicht möglich. Dass diese Prognosen fehlerhaft sein können, weiß die Bevölkerung in Deutschland sehr gut. Sowohl das Lager Asse II als auch das Lager Morsleben als auch das geplante Lager Gorleben sind Salzlager und mit bedrohlichen Problemen behaftet, woraus nicht nur gesellschaftliche Konflikte, sondern enorme Kosten entstehen. Jedoch zur Art dieser Lager ist auf Seite 279 erwähnt: „Die Salzdome eignen sich besonders gut zum Bau der Deponien, weil Salz die gute Dichtheit hat und somit das Durchdringen der radioaktiven Stoffe in die Umwelt, im Besonderen ins Grundwasser gut verhindert.“
An den Äußerungen hinsichtlich der Emissionen auf Seite 4-328 lässt sich ein zu sorgloser Umgang mit der Produktionskette des Urans vermuten: „Es ist zu betonen, dass der sehr kleine Teil der ganzen (und schon kleinen) Emission direkt mit dem Betrieb des Kernkraftwerks verbunden ist. Die meisten Emissionen sind mit dem Brennstoffzyklus, vor allem mit der Urangewinnung und -anreicherung verbunden, der meist im Ausland erfolgt.“ Das mag Polen ins Konzept passen, die eigenen Schadstoffemissionen zu vermindern, verlagert aber einen Teil des Problems nur in einen anderen Bereich der Erde. Umweltbewusst ist dies jedoch nicht.

Mehrfach wird im Dokument davon gesprochen, das ein(!) Reaktor mit der Leistung von 1.000 MWe jährlich einer Zuführung etwa 20 t Brennmaterial bedürfe, was einem Waggon entspräche (im Energieprogramm ist auf Seite 93 und 97 von 25 t und einem LKW die Rede). Dies wird immer wieder in Relation gestellt zu den Mengen, die Kohlekraftwerke benötigen. Nicht erwähnt wird dabei, dass „frisches“ Uran selbstverständlich nicht wie Kohle als Schüttgut angeliefert wird – vor allem dann nicht, wenn es zur Installation in einem Atomkraftwerk kommen soll –, sondern aufwendiger verpackt werden muss, was zur Folge den Transport von mehr als einem Waggon pro Jahr hat. Hinzu kommt der Abtransport der ausgebrannten Brennelemente, also ebenfalls kein Schüttgut und damit auch mehr als ein Waggon pro Jahr. Interessant ist in diesem Kontext die Diskrepanz der Menge des Rohstoffs zur Menge des Abfalls, die in Kapitel 5.1.4 mit 30 Mg (30 t) für einen 1.000-MWe-Reaktor angegeben wird.

In Kapitel 4.2.9.1 wird als positiver sozioökonomischer Effekt der Ansiedlung eines Atomkraftwerks benannt, dass der Wert von Liegenschaften steigt. Und damit auch der Preis. Dieser vermeintliche Vorteil wird jedoch gar nicht weiter beleuchtet. Normalerweise verhält es sich so, dass Arbeitnehmer sinnvollerweise in der Nähe ihrer Arbeitsstelle wohnen wollen und dort dann auch auf eine gewisse Versorgungslage angewiesen sind. Sie zahlen also nicht unbedingt selbstlos Liegenschaftspreise, die in die Höhe klettern. Der Wert der Liegenschaften hat ansonsten keine weitere Aussagekraft. Er sagt beispielsweise nicht aus, ob die dort lebende Gesellschaft hohe ethische Maßstäbe verfolgt oder besonders nachhaltig und umweltschonend agiert. Entsprechend ist ebenfalls der prognostizierte Anstieg der Einkommen aus Kapitel 4.2.9.2 zu werten. Auch die erwähnte „Verbesserung der Infratstruktur“, Kapitel 4.2.9.3, ist zu hinterfragen – nämlich hinsichtlich ihres Maßstabs, für wen und was sie denn „besser“ sein soll; für die Umwelt jedenfalls nicht zwangsweise, denn „Infrastruktur“ ist mehr als z. B. vermeintlich zusätzlich errichtete Kläranlagen an der Moldau. Dieser Reigen wird geschlossen durch die Aussagen zur Arbeitslosigkeit und der wirtschaftlichen Belebung der Region, Kapitel 4.2.9.5.

Zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit durch die Ansiedlung von Atomkraftwerken, angesprochen in Kapitel 4.2.9.4, ist die Relation zur Gesamtarbeitslosigkeit zu erwähnen, nicht nur der lokale Effekt. Geht man davon aus, dass ein Atomkraftwerk weniger Menschen beschäftigt, als ein gleichstarkes Kohlekraftwerk, das es ersetzt, werden faktisch Arbeitnehmer arbeitslos mit entsprechender Auswirkugn auf das lokale Umfeld (wie etwa die Wirtschaft). Diesbezüglich hat Deutschland durchaus Erfahrungen machen müssen, z. B. die Entwicklungen im Rhein-Ruhr-Gebiet. Ferner ist anzumerken, dass die Negativhaltung hinsichtlich der (Erwerbs-)Arbeitslosigkeit und die glückseligmachende Hilfe durch Atomtechnologie am Wesen des Arbeitsbegriffs im Fokus des Fortschritts komplett vorbeigeht.

Zur gewollten Diversifikation der Energiebranche, angesprochen u. a. im Kapitel. 4.2.9.6, lässt sich die ablehnende Haltung einer weniger umfangreichen Technologisierung kaum nachvollziehen. „Die Energetik, die nur auf einem Rohstoff basiert, ist nicht imstande, die permanente energetische Sicherheit und die nachhaltige Entwicklung des Landes sicherzustellen.“ – das mag in vielen Fällen sicherlich zutreffen, eine hohe Diversifikation hat jedoch auf der anderen Seite den Bedarf, viel umfangreicher Technologie einsetzen zu müssen, was womöglich dazu führen kann, dass aus strategischen Gründen sich gute Technologien und selbst die Forschung daran nicht durchsetzen könnten. Die Diversifikation mithilfe der Atomkraft, einem „Sektor, der die höchsten Anforderungen stellt“, wird über kurz oder lang in eine Sackgasse führen, denn es handelt sich dabei um eine energieträgerverbrauchende Wirtschaft, die angesicht der besseren Alternativen keine Rechtfertigung hat.

*

Im Bewusstsein und der Angst, dass Atomkraft ein hohes Gefahrenpotenzial in sich trägt und es bessere Alternativen gibt, trifft die Annahme  „Für die weitere Analyse wurde folgendes angenommen: wenn sich ein Land näher als 3000 m vom Reaktor befindet, dann ist es direkt gefährdet; wenn es sich näher als 92 km befindet, dann ist es möglich, dass sich die Gesellschaft des Landes die Teilnahme an der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung des polnischen Kernenergieprogramms wünschen wird.“ auf Seite 5-403 mindestens für den Autor dieses Abschnitts nicht zwingend zu – er wohnt weiter als 92 km von der deutsch-polnischen Grenze entfernt und beteiligt sich u. a. auf Grundlage seiner Beängstigung durch das polnische Kernenergieprogramm dennoch offensichtlich an dem Verfahren. Ein anderer Grund der Beteiligung ist die Befürchtung, dass Polen etwaige Atomtransporte über das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland abwickeln könnte.

Auf Seite 5-419 - 420 wird als Argument der Befürworter der Kernenergie zum Problem der ausreichenden Rohstoffe die technologische Entwicklung angeführt, die dazu führe, dass mit Uran effizienter umgegangen würde und die begrenzte Menge des Rohstoffs tausende Jahre reiche. Dies sind jedoch Zukunftsvision, deren Realisierung bis jetzt nicht wahrscheinlich ist. Ferner ginge damit die Verlängerung der Zeit der Gefährdung auf der einen und der Anstieg des problematischen radioaktiven Mülls auf der anderen Seite einher, was verschwiegen wird. Ebenfalls wird auf den Folgeseiten zum Problem der radioaktiven Abfälle, dass sie nicht nur dann gefährlich sind, wenn sie „durch einen Menschen getrunken werden“, sondern auch dann, wenn sie sich in der Nahrungskette ablagern. Zur Bedrohung durch terroristische Anschläge auf Seite 5-420 - 421 wird verschwiegen, dass auch von Anschlägen auf relevante Transporte eine erhebliche Gefahr für Fauna, Flora und Mensch ausgeht. Auf Seite 5-424 wird erwähnt: „Die moderne Kernenergetik schützt die Umwelt, dadurch dass nur 2,4 Gt (also 2 400 000 000 000 Kg) CO2/Jahr produziert werden.“ Es ist nicht nachvollziehbar, dass der Ausstoß von CO2 die Umwelt schützen soll.

*

Dass schließlich in Kapitel 6 sämtliche erneuerbare Energien schlecht wegkommen müssen, schien voraussehbar zu sein. Polen möchte kein Energieproblem lösen, sondern den Mangel der Diversifikation seiner Energieerzeugung mit einer einzigen großen Maßnahme ausgleichen: dem Bau von Atomkraftwerken. Es ist traurig zu sehen, dass nicht einmal erwähnt wird, dass Polen Potenzial hat, sich an der Entwicklung der erneuerbaren Energien beteiligen zu können. Stattdessen sollen umfangreiche Programme zur Informierung und Bildung für den Bereich der Kernkraft vorangetrieben werden. Hinzu kommt das Schlechtmachen der Windenergie hinsichtlich der Unternehmen, die die Erzeugungsanlagen anbieten: Sie säßen alle im Ausland. Ebenso jedoch verhält es sich mit den Unternehmen, die die von Polen präferierten Atomkraftwerke zum Kauf anbieten.

Hinsichtlich der bestehenden polnischen Kohlekraftwerke erwähnt das Dokument auf Seite 6-447: „Dies bedeutet, dass es für die polnischen Kraftwerke keine finanziellen Anreize gibt, die Schadstoffemissionen zu reduzieren.“ Offensichtlich ist das ein Versäumnis der letzten Jahre. Das Dokument lässt nicht erkennen, dass in Zukunft entsprechende Maßnahmen ergriffen werden sollen für eine Energiesparte, die, so prognostiziert es das Dokument, auch 2030 noch 47 % der Energieerzeugung ausmachen wird. Stattdessen werden diese Kraftwerke dann weiterhin arbeiten wie gewohnt und zusätzlich dazu wird die Gefahr der Kernkraft ins Land Polen gebracht.

Die Nutzung der „Abfallwärme“, wie sie in einem Atomkraftwerk erzeugt und regelmäßig in die Umwelt abgegeben wird zu anderen Zwecken, z. B. Beheizung, scheint auf den ersten Blick verlockend zu sein. Es sind damit jedoch zusätzliche Planungen verbunden, denn wenn der Reaktor zu Wartungszwecken oder zur Neubestückung heruntergefahren wird, fällt Abfallwärme-System ebenso aus. Gerade dann, wenn Polen tatsächlich die Versorgung großer Städte mit Atomkraftwerksabwärme in Erwägung zieht, wäre der Ausfall der Heizung den dort lebenden Menschen kaum vermittelbar. Planbare Abschaltungen ließen sich vermutlich auf die Sommerzeit verschieben. Ungeplantes Herunterfahren jedoch tritt spontan auf, ggf. auch im Winter.

Zum Entwurf des polnischen Energieprogramms

Diese Stellungnahme zum Entwurf des polnischen Energieprogramms kann nicht umfassend sein. Argumente der Atomkraft-Befürworter sind nicht zwingend korrekt, wenn sie in diesem Dokument unwidersprochen bleiben. Einige Anmerkungen und Kritiken wurden bereits gemacht und werden in diesem Abschnitt möglichst nicht noch einmal wiederholt.

*

In der Einführung auf Seite 9 lautet es: „Der Sektor der Kernenergie trägt die volle Verantwortlichkeit für die Folgen des Einsatzes dieser Technologie, ab dem Zeitpunkt der Vorbereitungen für den Bau der kerntechnischen Anlagen über die Phase der Investitionsrealisierung, deren sichere und wirtschaftliche betriebliche Nutzung, Entsorgung von außer Betrieb genommenen / stillgelegten Kernkraftwerken – und ebenso für die Einführung von Verfahrensweisen mit den abgebrannten Brennelementen und radioaktiven Abfällen. Jeder Investor und Betreiber von Kernkraftwerken muss sich über die vorgenannten Aspekte voll bewusst sein, ebenso bei den entsprechenden Investitionsentscheidungen.“ Bereits in der Vergangenheit wurde für den deutschen Kernenergiesektor ermitteln, dass unter Einbeziehung sämtlicher verursachter Kosten der Atomtechnologie diese nicht mehr rentabel wäre. Selbst die pessimistisch betrachteten Bedingungen zur Windenergie aus dem Umweltbericht akzeptierend ist die Kernenergie noch teurer. Verbilligt wird sie nur durch Zuständnisse und Subventionen unterschiedlichster Art der jeweiligen Staaten, so z. B. die Höhe der Versicherung für den Fall einer Katastrophe, die – das kann leider aktuell in Fukushima beobachtet werden – nicht ausreicht, die Schäden zu heilen, wenn das überhaupt möglich ist.

*

Hinsichtlich der im 3. und 4. Kapitel erwähnten Prognose von ARE S.A. zur Energieentwicklung wird sich Polen die Frage gefallen lassen müssen, für wen es eigentlich die Atomkraftwerke installieren will. Denn ebenfalls erwähnt Polen des Problem der demographisch ungünstigen Entwickling (bekannt auch in Deutschland); bei einer anhaltend ungünstigen Entwicklung vermindert sich die Anzahl der Stromabnehmerr. Auf der anderen Seite prophezeit die ARE-Studie einen deutlichen Anstieg des Stromverbrauchs bis 2030. Einfach übertragen hieße das, dass die Einwohner massiv mehr Strom verbrauchen werden. Durch – wie Polen ja feststellt, dass es dazu imstande ist – Bildungs- und Aufklärungskampagnen und Investitionen in energieeffizientes Verhalten und entsprechende Technologie könnte Polen dieser Entwicklung entgegen wirken. Es ist aber ein anderes Szenario ebenfalls denkbar: Der Anstieg des Stromverbrauchs kann genauso gut auf die steigenden Bedürfnisse vor allem der Wirtschaft fußen. Da es sich dabei oft um Großabnehmer handelt, haben diese natürlich ein gesteigertes Interesse an vermeintlich billigem, wie in anderen Ländern aber erkennbar staatssubventioniertem, Strom. Interessant an der Studie und genauso bedenkenswert ist angesichts des Diagramms auf Seite 7, dass nicht nur bei fossilen Energieträgern kein Rücklauf prognostiziert ist, sondern die erneuerbaren Energien den größten Anteil an der Erhöhung der Stromproduktion haben sollen. Es ist wohl ein ganz beachtliches Potenzial dafür in Polen vorhanden, obwohl Polen der Meinung ist, diese Technologie sei viel teurer und damit eher nicht geeignet, die Energieprobleme Polens zu lösen. Das Diagramm zeigt aber auch, dass bei keinem Rückgang der Nutzung fossiler Energie es schwer erreichbar scheint, dass Polen seinen Klimazielen wirklich nahe kommt: Zwar wird in Relation zur gesamten Energiebranche der Ausstoß schädlicher Stoffe vermindert, absolut allerdings scheint das hochgesteckte Ziel kaum erreicht zu werden im Vergleich zu den Daten von 2006. Der Effekt, der eine leichte Verbesserung der Klimabilanz hervorruft, kommt von der Etablierung von erdgasbetriebenen Anlagen, deren Brennstoff im Diagramm auf Seite 37 in allen Jahren bis 2050 als der teuerste prognostiziert wird und von dessem maßgeblichen Lieferanten sich Polen eigentlich befreien will. Dass hinsichtlich der Klimabilanz die als durchaus riskant eingestufte CCS-Technologie zur Erfüllung der Ziele mit in die Berechnung einbezogen und somit in Betracht gezogen wird, ist zu kritisieren. Dabei sei darauf hingewiesen, dass das in Deutschland gestartete Pilotprojekt der CCS-Technologie durch Vattenfall aktuell ad acta gelegt und als nicht realiserbar eingestuft wurde.  Letztlich ist auch anzumerken, dasss die Hoffnung Polens auf zukünftige kerntechnische Entwicklungen durchaus einen Anteil daran haben, dass die Prognosen für diese Technologie wohlwollend ausfallen.

*

Die weiter oben bereits angesprochene Subventionierung durch den Staat und letzten Endes also die polnischen Bürger wird im 5. Kapitel auf Seite 49 deutlich, darüber hinaus werden extra für das Vorhaben Gesetze und Institutionen geschaffen: „Aus diesem Grunde ist es notwendig, dem festgelegten Investor den Ausbau einer starken Marktposition zu ermöglichen, und zwar aufgrund von Maßnahmen, die der Entwicklung dieser Gesellschaft dienlich sein werden, darin durch die Übernahme anderer Energieunternehmen in Polen und im Ausland. Die führende Position des Investors ist notwendig für eine störungsfreie Realisierung des Baus der Kernkraftanlage. Deswegen muss hier übergeordnetes Ziel werden, dass die PGE / Polnische Energiegruppe S.A. (poln. AG) eine zumindest mit den Hauptkonkurrenten in der Region vergleichbare Position erreicht.“ Das ist als direkter Eingriff in den Markt zu werten, was für sich genommen nicht schlecht sein muss. Damit in Zusammenhang stehen aber auch Kosten des Eingriffs, die Polen tragen muss, beispielsweise für die ggf. neu zu installierenden steuernden und überwachenden Behörden und ihrer Maßnahmen, wie in Kapitel 7 aufgeführt wird. 

*

Die Prognose der Kosten des Baus zweier Atomkraftwerke mit insgesamt 3.000 MW in Polen werden auf Seite 74 mit 18 – 21 Milliarden Euro veranschlagt. Ein angenommener Windpark mit gleicher Leistung würde, an den Daten des Winparks Baltic I gemessen, 12,42 Milliarden Euro Investitionskosten bedeuten mit Potenzial für Mehrleistung. Folgekosten ergeben sich aus der Wartung. Zusätzliche Folgekosten verursacht die Atomkraft, nämlich durch Transporte, Lagerungen etc. Sie ist demnach nicht wie Polen deutlich machen will, günstiger als andere Energieformen. In der Prognose wird ebenfalls nicht die Wirkung der von Polen offenbar beabsichtigten Finanzierung mit einbezogen, die sich z. B. auf Exportkredite stützen soll. Bei Zahlungsausfall sind diese letztendlich von den Bewohnern der kreditgebenden Länder zu begleichen. Zurecht entfachte eine öffentliche Diskussion über derartige sog. Hermesdeckungen für den Bau des brasilianischen AKW Angra 3 in Deutschland.

*

Kernkraft in Kauf nehmend ist nicht verständlich, warum Polen Uran im Ausland einkaufen möchte, wenn auf Seite 96 festgestellt wird: „Die gegenwärtige Jahresproduktion in dem Gebiet Lubin-Sieroszowice beläuft sich auf ca. 569 Tausend Tonnen Kupfer und die Uranmenge, die auf Halde geht, beträgt ca. 1700 t/Jahr. Dieses ist eine Jahresmenge an Brennstoffen für 10 Kernkraftwerke mit einer Gesamtleistung von 10.000 MWe.“ Es lässt sich vielleicht damit erklären, dass Polen noch keine Investitionen tätigt oder tätigen will in uranverarbeitende Anlagen, da die Versorgung mit Brennstoff in den Anfangsjahren durch den Technologielieferanten der Atomkraftwerke sichergestellt ist. Sollte Polen erwägen, entsprechende Standorte zu etablieren, wird es sich erneut mit der Problematik der radioaktiven Abfälle befassen müssen. Ferner nimmt Polen mit dem Import von Kernbrennstoff in Kauf, mehr radioaktiven Abfall auf seinem Gebiet beherbergen zu müssen, als allein die heimischen Uranvorkommen ergeben hätten.

Weitere Anmerkungen

Es ist keine Strategie ersichtlich, die inkrafttreten kann, sollte sich kurz- oder mittelfristig herausstellen, dass die geplanten Maßnahmen zur Atomstromerzeugung nicht wie geplant durchgeführt werden kann.

Polen nimmt mit dem Betrieb von Atomanlagen in Kauf, dass sich im Falle von schwerwiegenden Unfällen die Gebiete zur Erzeugung von Produkten des allgemeinen Bedarfs verringern werden. 

Angesichts der polnischen Pläne für Atomkraftwerke an der polnischen Ostseeküste stehen diese hinsichtlich der Stromnetze direkt in Konkurrenz zu den erneuerbaren Energien. Nur ein weitreichender Netzausbau kann diesbezüglich Kapazitäten zur Verfügung stellen. Die Pläne jedoch offenbaren, dass Netzerweiterungen vor allem nur darauf abzielen, polnischen Atomstrom in die Netze einzuspeisen. 

Die Problematik des Abfalls aus den geplanten kerntechnischen Anlagen (sowie aus den schon bestehenden Anlagen) ist nicht zweifelsfrei bearbeitet. Die aktuelle Ausgestaltung kann nicht sicherstellen, dass mit dem Betrieb der Anlagen ab 2020 eine funktionierende Abfallwirtschaft für Nuklearabfälle besteht, was zuerst schwach- und mittelaktive Abfälle betreffen wird. Schwer wiegt auch der Umstand, dass Polen die Problematik der hochradioaktiven Abfälle wohl erst während des Erzeugens dieser angehen möchte. In diesem Zusammenhang ist nicht geklärt, was mit dem, hochgefährlichen, Plutonium passieren soll, welches durch das polnische Atomprogramm in Kauf genommen wird und beim Betrieb der Atomkraftwerke anfallen wird. Es ist nicht ersichtlich, dass Polen weitere Strategien für den Müll plant, die realisiert werden können, sollte sich herausstellen, dass keine Lagerstätten gefunden oder realisiert werden können.

Windkraftanlagen werden von Polen als Eingriff in die Landschaft gesehen, Atomkraftwerke werden als belebend für Freizeit- und Urlaubsentwicklung betrachetet. Dass auch Windanlagen positiv aufgefasst werden, zeigen Studien um die Anlage Baltic I in der Ostsee und die Nichtbestätigung der Befürchtung, die Anlagen könnten Urlauber abschrecken.

Schlussfolgerung

Im Dokument wurde erwähnt, dass diffuse Ängste bei Menschen bestünden, die Atomtechnologie ablehnen, welche auf mangelnde Information beruhten. Entsprechend möchte Polen eine Informationskampagne anschieben, um der ablehnenden Haltung entgegen zu treten. Setzt man voraus, dass es stimmt, dass die Menschen – auch in Polen – nicht genug informiert sind über die Atomwirtschaft, so muss sich Polen die Frage gefallen lassen, aus welchen Beweggründen die Menschen in Polen in vorausgegangenen Abstimmungen ihre bejahende Haltung entwickelt haben. Analog ließen sich vielleicht auch nur diffuse Hoffnungen entdecken, die als ausschlaggebend gelten können, um der Atomwirtschaft positiv entgegen zu blicken.

Atomkraftwerke sind nicht Ausdruck eines nachhaltigen Energiekonzepts – entsprechend ist Polens Energieprogramm mit dem Fokus auf die Atomkraft nicht zukunftsorientiert, sondern bietet als Ziel nur eine kurz- bis mittelfristige Maßnahme, für die für das Jahr 2030 ein Anteil von 18 % an der Gesamtstromerzeugung ausgemacht wird. Diese Maßnahme ist nicht nur mit hohem technologischem Aufwand, sondern auch einer unnötigerweise hohen Gefährdung der Menschen, der Fauna und Flora behaftet. (Die Kernenergie erzeugt nicht nur radioaktiv strahlenden Abfall hinsichtlich ihrer Produktionsstoffe, sondern auch hinsichtlich ihrer Infrastruktur; Atomkraftwerke etwa sind keine Jahrhundertbauten, auch ihre Einbauten unterliegen einem Verschließ, wie das die wiederholte Renovierung des polnischen Forschungsreaktors Maria deutlich macht. Dieser problematische Abfall wird kurz- und mittelfristig anfallen.) Die Mittelfristigkeit ist ebenfalls ersichtlich aus der Auskunft, dass für rund 20 Jahre der Brennstoff aus dem Ausland bezogen werden soll – eine längerfristige Planung ist nicht zu erkennen.

Aktuell müssen bis 2015 alle 14 atomenergie-nutzenden EU-Länder konkrete Pläne für die Atommüllentsorgung vorlegen. Diese Regelung scheint offenbar notwendig, weil diese Länder sich vor und auch während der Nutzung dieser Energie keine ausreichenden Gedanken um das Problem der Entsorgung gemacht haben. Auch hinsichtlich der polnischen Bestrebungen, wie sie in den besprochenen Dokumenten deutlich sind, ist dieses Versäumnis offenkundig.

Die verfügbaren Informationen Polens zu seinen Atomplänen sind sehr vage. Notwendige Daten sind, so gibt Polen sogar zu, gar nicht vorhanden oder sie werden z. B. von den Reaktorherstellerfirmen unter Verschluss gehalten. Ebenfalls erwähnt Polen mehrfach, dass die Zeit zur Erstellung der Dokumente wohl zu sehr eingeschränkt war. Entsprechend sind viele Unwägbarkeiten im Vorhaben enthalten. Die teilweise jahrzehntelange Erfahrungen anderer Länder mit dem kompletten Produktionszyklus dieser Energiesparte zeigt jedoch, unabhängig von der Artikulierung eines expliziten Vorhabens, dass Atomkraft ein gefährlicher Irrweg ist. Es kann nicht im Interesse der Welt sein, wenn Polen zugunsten der Verringerung seiner aktuellen mit der Energiegewinnung verbundenen Probleme einen Weg beschreitet, der noch mehr Probleme erzeugen wird.

Selbst wenn Polen Atomkraftwerke des neusten technischen Stands errichten will, ist dieses Argument nicht ausreichend, um für Sicherheit zu bürgen. Je komplexer ein System ist, desto wahrscheinlicher sind Unzulänglichkeiten. Atomkraftwerke sind, wie Polen richtig feststellt, komplexe und teure Objekte. Wird ein derartiges System aktualisiert/erweitert/„verbessert“, können Änderungen neue Unwägbarkeiten und Risiken ins System bringen, die nicht bedacht wurden. Bei einer Technologie wie der Kernkraft, die ein enormes Bedrohungspotenzial aufweist sind unentdeckte Unzulänglichkeiten hochriskant.

Aus diesen Gründen ist das polnische Energieprogramm hinsichtlich seiner Bestrebungen des Aufbaus des Kernenergiesektors vollumfänglich abzulehnen.

Rostock / Mecklenburg-Vorpommern / Deutschland, 12.12.2011
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